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gierung Geſetze und Verordnungen erlaſſe über die Maſchenweite der 
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) i Netze, über das Maß, unter welchem die Fiſche nicht gefangen werden 
Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich. I. dürfen, über die Zeiten des Fiſchfanges u. dgl.; ſolche Geſetze könnten 
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Con d ; 2 . Freunde der Naturwiſſenſchaften und Vertreter geſunder volkswirth⸗ 
eee e er und des Jagdgebietes schaftlicher Grundſätze vereinigten ihre Stimmen mit jenen der eins 
armeninftitute een 1 un Kar dan ſichtsvollen Fiſchereiberechtigten, zeigten die verderblichen Folgen der 
übergebenden Armenvermögen. a Beer: 5 vernachläſſigten Fiſchereizuſtände und die Möglichkeit ihrer Verbeſſerung 


Verordnungen. durch kräftige, wiſſenſchaftlichen Grundſätzen entſprechende Geſetze; mit 
Perſonalien. Beſtimmtheit ſprachen ſie die Hoffnung aus, daß bei der ſtets wach⸗ 
Erledigungen. ſenden Einſicht der Bevölkerung in den Nutzen und die Nothwendig⸗ 


— 3 keit ſolcher Geſetze auch die Durchführung derſelben mehr und mehr 

aun amal 1 1 199 Männer konnten aber 

j g - ; Br f R auch damals noch nicht durchdringen, da die gegentheiligen Anſchau⸗ 
Fiſchereihetrieb und Fiſchereirecht in Beſterreich. ae e 3 geg 

II. | Ein weit erfreulicheres Bild dagegen bieten die Gutachten der 

letzten Jahre. Die in immer weitere Kreiſe dringenden Naturwiſſen⸗ 

Zur Geſchichte des Fiſchereirechts und zur diesfälligen Legis⸗ 

lation bemerkt Peyrer: 

f Zu wiederholten Malen wurden über den Zuſtand der Fiſchereien 

in den einzelnen öſterreichiſchen Ländern, über die in denſelben beſte⸗ 

henden Fiſchereirechte und Fiſchereigeſetze, ſo wie über die Mittel zur 

Forderung des Fiſchereiweſens, insbeſondere über die Umänderung oder 


ſchaften lehren die Menſchen, ſich nicht mehr bedingungslos dem Walten 
der Natur zu überlaſſen, ſondern in eigener Thätigkeit ihre Kräfte 
mit den Naturkräften zweckmäßig zu verbinden; ihr Einfluß machte ſich 
auch auf das Fiſchereiweſen geltend; insbeſondere hat hier das wiſſen⸗ 
ſchaftliche und volkswirthſchaftliche Intereſſe, welches die Erfindung der 
künſtlichen Fiſchzucht und die durch dieſelbe bewirkte intenſive Bewirth⸗ 
neue Geſtaltung der Fiſchereigeſetzgebung Erhebungen vorgenommen. ſchaftung der Gewäſſer hervorrief, einen völligen Umſchwung bewirkt; 
Wiederholt wurden auch Geſetzentwürfe ausgearbeitet und in den ein⸗ die ſteigenden Erträgniſſe der Fiſcherei in Ländern, in welchen die 
zelnen Ländern durch Commiſſionen unter Beiziehung von Fachmännern, Fiſchereirechte zweckmäßig geregelt und die Fiſchereien durch kräftige 
von Vertretern der Regierung, der Landesausſchüſſe und der Land- Geſetze und Einrichtungen einen weitgehenden Schutz genießen, die ge⸗ 
wirthſchafts⸗Geſellſchaften einer mehrfältigen Prüfung unterzogen. nauere Kenntniß der Fiſchereizuſtände und der Fiſchereirechte der ver⸗ 

Ueberblickt man die zu verſchiedenen Zeiten eingelangten Gut- ſchiedenen öſterreichiſchen Länder in ihrer hiſtoriſchen Entwicklung, die 
achten über ein Fiſchereigeſetz, ſo wird man eine eigenthümliche Ber Kenntniß fremdländiſcher Geſetze in ihren Detailbeſtimmungen und in 
wegung und einen Wechſel der Anſchauungen über die wichtigſten der ihrer Handhabung, daneben die immer ſtärker heranwachſenden Uebel⸗ 
dabei zu beantwortenden Fragen gewahr. ſtände des Fiſchereiweſens in Oeſterreich, alle dieſe verſchiedenen, hier 

In der Zeit vor dem Jahre 1848 galt das Fiſchereirecht faſt mehr, dort weniger hervortretenden Thatſachen und Umſtände haben 
überall als ein Ausfluß der Grundherrlichkeit und ein ſtrenges Fiſche⸗ die frühere Gleichgiltigkeit gegen das Fiſchereiweſen verſcheucht und in 
reigeſetz wäre als ein Verſuch erſchienen, das geſammte Gerüft der allen, an einem Fiſchereigeſetze näher betheiligten Kreiſen der ver- 
ereits mißliebig und unhaltbar gewordenen grundherrlichen Rechte in ſchiedenen öͤſterreichiſchen Länder dem Wunſche nach zweckmäßigen ge⸗ 
neuer Weiſe zu befeſtigen, daher damals die vereinzelten Wunſche ſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze und zur Hebung der Fiſcherei 
nach einem ſolchen Geſetze nirgends Unterſtüßung fanden. In den dar⸗ die überwiegende Stimmenmehrheit verſchafft. Man ſchreckt nicht mehr 
auffolgenden Jahren, nachdem auch das Fischereirecht nur mehr als zurück vor der Einwendung, daß ſolche Geſetze bei den dermaligen 
ein Privatrecht angeſehen wurde, welches Jederman erwerben konnte. Verhältniſſen undurchführbar ſeien; man rechnet vielmehr mit Sicher⸗ 
alı auch wirklich vielfach neue Beſitzſtände ſich gebildet hatten und heit darauf, daß das Fiſchereigeſetz ſelbſt ein Bahnbrecher ſein werde 
fortwährend ſich noch bildeten, erſchien ein ſolches Geſetz Vielen als für richtigere Anſchauungen, für energiſcheren Erwerbsſinn, für Ordnung 
ein nicht gerechtfertigter Eingriff in das Privatrecht, den Meiſten als und Rechtsachtung, und daß es am wiedererweckten Verſtändniſſe und 
eine nicht nothwendige Maßregel, für welche ſich nirgends im Lande an dem Intereſſe der Bevölkerung Schritt für Schritt in ſeiner Wir⸗ 
ein Bedürfniß zeige; Andere meinten, es ſei zu kleinlich, daß die Re- kungskraft erſtarken werde. 


Derjenige freilich, welcher glaubt, daß mit der bloßen Ein⸗ 
führung des Fiſchereigeſetzes auch den großen Uebelſtänden, an wel⸗ 
chen das Fiſchereiweſen in allen öſterreichiſchen Ländern leidet, in 
einigen Jahren werde abgeholfen fein, würde ſich arg enttäuſcht ſehen. 
Zwiſchen der Einführung neuer Principien in die Geſetzgebung und 
der allgemeinen praktiſchen Durchführung derſelben iſt noch ein großer 
Unterſchied. Man wird ſich für die erſte Zeit mit wenigen Anfängen 
begnügen und es der erziehenden Kraft der Geſetzgebung überlaſſen 
muͤſſen, allmälig beſſere Zuſtände zu ſchaffen. In einzelnen Gegenden 
vielleicht wird das Fiſchereigeſetz ſchon jetzt als reife Frucht aufge⸗ 
nommen werden und in den meiſten ſeiner Beſtimmungen bald zur 
praktiſchen Ausführung kommen: in anderen dagegen, wo die Ver⸗ 
hältniſſe derzeit noch ungünſtig find, wird es der Einſicht und Aus- 
dauer einzelner Betheiligten gelingen, weuigſteus den wichtigeren Be— 
ſtimmungen allmaͤlig Eingang zu verſchaffen. Aber nicht bloß in der 
Frage über die Nokhwendigkeit und Durchführbarkeit eines Fiſcherei⸗ 
geſetzes überhaupt, ſondern auch in jener über den Inhalt eines ſol⸗ 
chen Geſetzes zeigt ſich ein Umſchwung der Anſchauungen. Während 
die früheren Entwürfe mit vereinzelten, dem oberflächlichen Blicke als 
nothwendig ſich darſtellenden Beſtimmungen polizeilicher Natur fich 
begnügten, ſuchen die fpäteren Gutachten der Fachmänner Ziel und 
Grundlagen der neuen Geſetzgebung und die Aufgaben der letzteren 
tiefer zu ergründen und die verſchiedenen Bedingungen zu erforſchen, 
welche das Fiſchereiweſen zu ſeiner geſunden Entwicklung bedarf, 
ſuchen alle aus dieſen Bedingungen ſich ergebenden Rechtsbeziehungen 
klarzuſtellen und bevorworten eine Regelung aller dieſer verſchie⸗ 
denen Beziehungen durch ein möͤglichſt vollſtändiges Fiſchereigeſetz, 
deſſen Aufgabe es auch fein fol, den Fiſchereibetrieb fördernde Ein— 
richtungen hervorzurufen. Aus einem bloßen Polizeigeſetze ſoll 
in ſolcher Weiſe das Fiſchereigeſez zu einem Culturgeſetze ſich 
erheben. 

Das Ziel der Fiſchereigeſetzgebung. wie jeder anderen Wirth- 
ſchaftsgeſetzgebung, ſoll dahin gerichtet fein, eine nachhaltig vortheil⸗ 
hafte Benützung des Wirthſchaftsobjectes, nämlich der Fiſchwaſſer, im 
richtigen Verhältniſſe zu allen übrigen Productionszweigen, möglich 
zu machen, alſo den Beſtand der Fiſche ſo hoch zu beben, als ihn 
unter obigen Rückſichten auf die anderen Productionszweige das 
Waſſer zu erhalten vermag. Sowie nach einer Bemerkung Roſchers 
jeder Wirthſchaftsbetrieb auf naturwiſſenſchaftlichen, auf techniſchen und 
auf nationalökonomiſchen Grundſätzen beruht, welche zu einem be⸗ 
ſtimmten praktiſchen Zwecke, nämlich der nachhaltig vortheilhaften 
Benützung des Betriebs objectes verbunden find, fo muß auch jede 
Wirthſchafisgeſetzgebung den in rechter Weiſe verbundenen natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen, techniſchen und nationalökonomiſchen Grundſätzen 
entſprechen. Die Fiſchereigeſetzgebung muß bei ihren Anordnungen 
die durch die Naturwiſſenſchaft aufgeſtellten Lehren über die Natur 
der Fiſche und ihrer Arten, über ihre Fortpflanzung, ihr Wachſen. 
ihr Vorkommen in den verſchiedenen Gewäſſern, ihren Wandertrieb 
u. dgl. berückſichtigen, ſowie die Lehren der Technik über die verſchie⸗ 
denen Fangarten und Fangwerkzeuge, über techniſche Einrichtungen, 
um die Fiſche vor ſchädlichen Einwirkungen zu bewahren, ihr Wan⸗ 
dern u. dgl. zu begünſtigen; nicht minder hat ſie aber auch die Lehr⸗ 
ſätze der Nationalökonomie zu beachten, über die Art und Weiſe, 
wie der Wirthſchaftsbetrieb nachhaltig vortheilhaft einzurichten ſei, 
über culturfeindliche Beſitz- und Benützungsformen, um an deren 
Stelle ſolche zu bringen, welche dem Weſen des Fiſchereibetriebes 
entſprechen und die Wirthſchaft fördern, über das Verhältniß der ver⸗ 
ſchiedenen an der Ausnützung der Gewäſſer betheiligten Productions⸗ 
zweige, über die Wirkungen der Gebote und Verbote auf den Wirth⸗ 
ſchaftsbetrieb, damit ſie nicht Verpflichtungen auflege, welche den 
Reinertrag herabdrücken und dadurch von der Pflege der Fiſcherei 
abſchrecken. Die Fiſchereigeſetzgebung hat aber auch Rückſicht zu nehmen 
auf die juriſtiſchen und adminiſtrativen Momente. Sie ſoll beruhen 
auf einer genauen Kenntniß des Standes des Fiſchereiweſens in den 
einzelnen Ländern, der derzeit beſtehenden rechtlichen Verhältniſſe der 
Fiſcherei, ſowie der über dieſelbe und über die ihr verwandten Pro⸗ 
ductionszweige beſtehenden einheimiſchen Geſetze und adminiſtrativen 
Einrichtungen; ſie hat nicht minder die ausländiſchen Geſetze, ihre 
Handhabung, die durch dieſelben bervorgerufenen Einrichtungen und 
ihre Wirkungen auf das Fifchereiweſen in das Auge zu faſſen. 
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Mittheilungen aus der Praris. 


Anſprüche wider öffentliche Beamte (als welche auch ſtädtiſche 
Markteommiſſäre anzuſehen find) aus ihren Amtshandlungen 
eignen ſich nicht zur Geltendmachung im ordentlichen Rechtswege. 
Auch im ſummariſchen Verfahren iſt ein abgeſonderter Necurs wider 
den über derlei Klagen das Verfahren einleitenden Beſcheid zulaflig. 


Mit Klage de praes. 9. Mai 1860, 3. 6727, belangte A. 
durch Dr. X. den B. durch Dr. Y. auf Zahlung von 50 fl. und 
ſtützte ſeinen Anſpruch auf das Factum, daß ihm B. in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als magiſtratiſcher Marktcommiſſär ein um den Preis von 50 fl. 
von einem ſicheren C. erkauftes Pferd unter den nichtigſten Vorwänden 
abgenommen und dasselbe gegen den vom Verkäufer auf das Beſtimmteſte 
ausgeſprochenen Willen zwei anderen Pferdehändlern übergeben habe. 
Zum Erweiſe dieſes Factums wurde der Zeugenbeweis durch C. und 
der Erfüllungseid angeboten. 

Ueber dieſe Klage ordnete das k. k. ſtädtiſch⸗delegirte Bezirks⸗ 
gericht Leopoldſtadt mit Beſcheid ddo. 15. Mai 1860, 3. 6727, eine 
Tagſatzung zur Summarverhandlung auf den 4. Juni 1860 an. 

Gegen dieſen Klagebeſcheid überreichte B. den Recurs, in welchem 
er hervorhob, daß er — wie es übrigens in der Klage ſelbſt angegeben 
werde — in feiner Eigenſchaft als magiſtratiſcher Markteommiſſär, 
ſomit als in Ausübung ſeines Amtes begriffen, dem A. das Pferd 
abgenommen, daß dieſe ſeine Amtshandlung nur im Verwaltungswege 
durch die ihm vorgeſetzten Behörden einer Controle unterzogen werden 
könne, weil ſonſt kein Beamter ruhig ſeines Amtes walten könnte, 
ohne fürchten zu müſſen, mit Proceſſen, welche die Handlungen ſeiner 
Amtsthätigkeit zum Gegenſtande haben, behelligt zu werden. Die Klage 
wäre ſomit vom Proceßrichter im Sinne des Hofdecretes vom 14. März 
1806, Nr. 758 J. E. S., ex primo decreto abzuweiſen geweſen. 
Dieſer Recurs wurde überdies belegt mit einem Strafextracte, aus 
dem ſich ergab, daß A. wegen unbefugter Pferdemäklerei und Ein⸗ 
mengung in den Pferdehandel anderer Parteien bei jener Gelegenheit, 
welche das Subſtrat der Klage lieferte, vom Magiſtrate zu einer 
Strafe von 10 fl. verurtheilt worden war. 

Dieſer Recurs wurde vom judex a quo mit Beſcheid ddo. 
30. Mai 1860, 3. 7778, mit dem Bedeuten zurückgewieſen, „daß 
gegen deu hiergerichtlichen Beſcheid vom 15. Mai 1860, 3 6727, 
gemäß 8 46 der a. h. Entſchließung vom 18. October 1845 ein 
abgeſonderter Recurs unſtatthaft ſei“. 

Wider dieſe Recurszurückweiſung brachte nunmehr B. abermals 
den Recurs ein, jedoch — um einer neuerlichen Zurückweiſung vor⸗ 
zubeugen — unmittelbar beim Obergerichte, indem ausgeführt wurde, 
daß § 46 des Summarpatentes darum hier gar keine Anwendung 
finde, weil ja nicht dagegen recurrirt worden ſei, daß das „Summar— 
verfahren“ eingeleitet worden, ſondern dagegen, daß überhaupt die 
Klage, als zur Austragung im Civilrechtswege vor den ordentlichen 
Gerichten geeignet, aufrecht erledigt worden, während dieſelbe, als 
offenbar nicht zum gerichtlichen Verfahren geeignet, in Gemäßheit der 
Vorſchrift des § 1 der J. N. vom 20 November 1872, Nr. 251 
R. G. Bl., von Amtswegen hätte abgewieſen werden ſollen. 

In Erledigung dieſes Recurſes verordnete das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht mit Erlaß ddo. 5. Juni 1860, 3. 6271: „Nachdem A. in 
ſeiner Klage behauptet, daß ihm B. in ſeiner Eigenſchaft als 
Markteommiſſär das verkaufte Pferd abgenommen habe, nachdem 
ſomit B. aus einer von ihm vorgenommenen Amtshandlung belangt 
werden will, nachdem ferner das Hofdecret vem 14. März 1806, 
J. G. S Nr. 758, welches die ſogleiche Zurückweiſung ſolcher 
Klagen gegen Staatsbeamte verordnet, auch auf ſtädtiſche Beamte 
Anwendung findet, wird dem k. f. ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichte 
Leopoldſtadt in Wien mit Aufhebung ſeines Beſcheides vom 15. Mai 
1860, 3. 6727, aufgetragen, dieſe Klage mit Verweiſung auf das 
oberwähnte Hofdecret als zur gerichtlichen Verhandlung nicht geeignet, 
im obergerichtlichen Namen zurückzuweiſen und hievon beide Theile 
zu verſtändigen.“ a 

Dem gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung ergriffenen Revi⸗ 
ſionsrecurſe des Klägers bat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Decret 
vom 2. Auguſt 1860, 3. 9002, keine Folge gegeben, weil „die Ent⸗ 
ſcheidung über den vom Recurrenten wider den magiſtratiſchen Markt⸗ 
commiſſär B. mit der Klage de praes 9. Mai 1860 erhobenen Ent⸗ 


ſchädigungsanſpruch eben nur aus der Unterſuchung und Entſcheidung 
der Frage hervorgeht, ob der Geklagte B. den Act der behaupteten 
Abnahme des vom Kläger A. erkauften Pferdes innerhalb der Grenzeu 
ſeines amtlichen Wirkungskreiſes vorzunehmen berechtigt geweſen iſt, 
oder dadurch feine Amtsbefugniſſe überſchritten hat; zu dieſer Unter— 
ſuchung und Entſcheidung kann aber das Civilgericht nicht als berufen 
angeſehen werden, wonach die Anwendung der Anordnung des Hofde⸗ 
cretes vom 14. März 1806, Nr. 758 J. G. S., bei dem Vorhanden⸗ 
ein desſelben geſetzlichen Grundes gerechtfertigt erſcheint“. 
Juriſt. Bl. 


Congruenz der Grenzen des Gemeinde— und des Jagdgebietes “). 
Der Notar Joſeph St. hat im Jahre 1863 die Gemeindejagd 
von D. in öffentlicher Licitation erſtanden und bei Ablauf der Pacht⸗ 
zeit im Jahre 1873 einen behoͤrdlich genehmigten Vergleich mit der 
gedachten Gemeinde geſchloſſen, wonach ihm die Jagd unter den bis⸗ 
herigen Bedingungen auf fünf Jahre weiter überlaſſen worden iſt. 
Inzwiſchen, und zwar im Jahre 1872, wurden aus der Gemeinde 
D. mehrere! Kataſtralparcellen von anſehnlichem Ausmaße in rechts⸗ 
ormlicher Weiſe ausgeſchieden und einer anderen Gemeinde einver⸗ 
leibt. Notar St. behauptete nun, daß die aus dem Gemeinde-Rayon 
ausgeſchiedenen Parcellen darum aus dem Jagdrevier von D. nicht 
ausgeſchieden ſeien und daß, da er im Jahre 1873 die Jagd der 
Gemeinde D. unter denſelben Bedingungen wie im Jahre 1863 ge⸗ 
pachtet habe, ihm auch die Ausübung der Jagd auf den ausgeſchie⸗ 
Na e zuſtehe. Notar St. begründete ſeine Behauptung 
der Aende, e gendem: Erſtlich ſei bet der Territorialgrenzänderung 
a lenderung dec Jagdgrenzen keine Erwähnung gethan, auch ſei 
eine ſactiſche Enſcindirung der Jagdparcellen nicht vorgenommen wor⸗ 
den. Sodann habe er ein früheres, nämlich ein ſchon im Jahre 
1863 erworbenes Recht auf die fraglichen Parcellen und dieſes könne 
durch nachfolgende, ohne fein Zuthun entſtandene Ereigniſſe nicht ge⸗ 
kränkt werden. Endlich weist Notar St. auf die Schwierigkeit bei 
einer allfälligen Reduction des Jagdpachtſchillings hin. | 
Die politiſche Bezirksbehörde gab der Vorſtellung kein Gehör, 
da die Jagdverlängerung, beziehungsweiſe Jagdverpachtung nach „Ge⸗ 
meinden“ geſchehen ſei. In gleichem Sinne ſprach ſich die Landes⸗ 
ſtelle aus, indem ſie bemerkte: „Jede Verlängerung eines Jagdpacht⸗ 
vertrages iſt als ein neuer Vertrag anzuſehen. Zur Zeit des in Rede 
ſtehenden neuen Jagdpachtvertrages (1873) waren die Grundparcellen, 
um die es ſich handelt, bereits aus der Gemeinde D. ausgeſchieden, 
konnten ſomit, da nach § 6 und 8 des kaiſerl Patentes vom 7. März 
1849 die Grenzen des Gemeinde- und Jagdgebietes congruent ſein 
müſſen, nicht mehr dem Jagdgebiete der Gemeinde D. angehören“? 
rn ergriff Joſeph St. den Miniſterialrecurs. 
N Das k. k. Ackerbauminiſterium gab laut Erlaß vom 13. März 
1874, 3: 2421, dem Recurſe keine Folge, „weil zu der Zeit, wo 
der jetzt in Kraft ſtehende Pachtvertrag geſchloſſen wurde, die Grund⸗ 
parcellen, welche Notar St. für feinen Jagdrayon in Anſpruch nehme, 
geſetzlich und de facto aus dem Gemeindegebiet von D. ausgeſchie⸗ 
den waren, alſo die Jagdpachterneuerung, welche das Gemeindegebiet 
von D. zum Gegenſtande hatte, ſich nicht auf die damals bereits 
einem anderen Gemeindegebiete zugewieſenen Grundparcellen erſtrecken 
konnte“. E—e. 


) M. vergl. die Mittbeilung in Nr. 11, S. 43, des Jahrgangs 1873 dieſer 
Zeitſchrift, wornach das Ackerbauminiſterium entſchieden hat, daß im Falle einer 
während der Dauer eines Jagdpachtpertrages vollzogenen Ausſchet⸗ 
zung von Grundparcellen aus einer Gemeindemarkung und Einverleibung derſelben 
in eine andere Gemeinde die beſtehenden Jagdpachtverträge bis zum Ablauf der Pacht: 
periode nichr alterirt werden. 


Ausscheidung einer „für die Dauer des beſtehenden Armeninſtitu⸗ 
tes“ dem Pfarrarmeninſtitute gewidmeten Stiftung aus dem an die 
Gemeindeverwaltung zu übergebenden Armenvermögen. 


In der Dispoſitionsurkunde ddo. K., 29 April 1792 heißt es: 
tie von einem Unbekannten zum Gemeinen Markt K. gewidmeten 
400 fl. ſollen gegen 3½ pCt. unaufkündlich für das Armeninſtitut 
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der Pfarre K. angelegt und das Intereſſe alljährlich dahin zur Ar⸗ 
mencaſſe bezogen werden. Wenn aber wider Verhoffen das anjetzo 
beſtehende Armeninſtitut aufhören ſollte, fo iſt das jährliche Intereſſe 
durch den allda ſich befindlichen Herrn Pfarrer zu erheben und unter 
die bedürftigen Armen in der Pfarre K. zu vertheilen“. 

Bei Durchführung des o. 5. Landesgeſetzes vom 20. December 
1869, betreffend die Uebergabe der Pfarr-Armeninſtitutsvermögen, 
wurde jenes Capital von der Uebergabe an den neugebildeten Con⸗ 
currenzausſchuß für das Armenweſen ausgeſchieden, weil in der Stif— 
tungsurkunde geſagt werde, daß für den Fall des Aufhörens des be— 
ſtehenden Armeninſtitutes die Intereſſen durch den Pfarrer jährlich 
zu erheben und unter die bedürftigen Armen der Pfarre K. zu vers 
theilen ſeien. Im Grunde dieſer Beſtimmung hat auch die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft K. nach § 4 des obigen Geſetzes auf die Ausſchei⸗ 
dung des Capitals pr. 400 fl. von dem an den Concurrenzausſchuß 
zu übergebenden Pfarr. Armeninſtitutsvermögen erkannt, da dieſe Ueber⸗ 
gabe dem ausdrücklichen Willen des Stifters widerſprechen würde. 
Die Bezirkshauptmannſchaft legte ſodann dieſen Act der Statthalterei 
zur Beſtimmung der künftigen Verwaltungsmodalität vor. (§ 21.) 

Im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe behob die Statt: 
halterei von Amtswegen die bezirkshauptmannſchaftliche Verfügung und 
ordnete die Uebergabe jenes Capitals pr. 400 fl. an den Concurrenz⸗ 
ausſchuß an, weil durch die Auflöſung des Pfarrarmeninſtitutes das 
im Jahre 1792 (anjetzo) beſtandene Armeninſtitut keineswegs aufge⸗ 
hört habe, ſomit auch § 4 hier nicht platzgreifen könne. 

Der Pfarrvicar von K. machte im Miniſterialrecurſe geltend, 
daß durch den Vollzug des Geſetzes vom 20. December 1869 das 
im Jahre 1792, d. i. das anjetzo beſtandene Pfarrarmeninſtitut von 
K. in der That aufgehoben ($ 19) erfcheine, alſo aufgehört habe und 
ſomit der vom Stifter vorgeſehene Fall des Aufhörens wirklich ein- 
getreten fet. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. Juli 1873, 
3. 10.828 —1873 unter Behebung der Statthalterei⸗Entſcheidung die 
von der Bezirkshauptmannſchaft in K. im Einverſtändniſſe mit dem 
Concurenzausſchuſſe verfügte Ausſcheidung des fraglichen Stiftungsca⸗ 
pitales aus dem gedachten Pfarr⸗Armeninſtitutsvermögen wieder in 
Kraft gefegt, „weil durch die ſtattgefundene Uebergabe dieſes Vermögens 
das Keſche Pfarrarmeninſtitut im Grunde des § 19 des Landesgeſetzes 
vom 20. December 1869 thatſächlich aufgehoben erſcheint und ſomit 
die in Rede ſtehende Ausſcheidung ſowohl der Beſtimmung der Wid⸗ 
mungsurkunde vom 29. April 1792 als auch dem § 4 des Geſetzes 
vom 20. December 1869 entſpricht“. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. öſterr. Oberlandesgerichtes vom 25. Jänner 1874, 3. 24.075, be⸗ 
treffend die gerichtliche Vorſorge für Geiſteskranke. 


Die Ungleichartigketten in dem Vorgange bei Beftellung von Curatoren für 
Perſonen, welche in eine Irrenauſtalt aufgenommen wurden und die Erfahrungen, 
daß bäufig dieſe Curatelsbeſtellung durch längere Zeit unterlaſſen wurde, endlich daß 
die zur Conſtatirung von Geiſtesſtörungen oder ihrer Heilbarkeit nothwendigen Un⸗ 
terſuchungen ſich oft in bedauerlicher Weiſe verzögerten, machen es nothwendig, die 
Gerichte des Sprengels des öſterr. Oberlandesgerichtes auf die diesfalls maßgebenden 
Geietzesbeſtimmungen aufmerkſam zu machen und ihnen die Beachtung felgender 
Erinnerungen zu empfehlen: 

Der § 21 des a. b. G. B. ſtellt „Diejenigen, welche wegen Gebrechen des Geiſtes 
oder wegen auderer Verhältniſſe ihre Anzelegenheiten ſelbſt gehörig zu beſorgen unfähig 
find“, unter den beionderen Schutz des Geſetzes. Wenn im § 21 und § 270 a. b. 
G. B. noch insbeſondere als Perſonen, welche unter dieſen Schutz geſtellt ſind, 
Wahnſinnige, Blodſinnige, des Gebrauches der Vernunft gänzlich Beraubte und 
ſolche, welche die Folgen ihrer Handlungen einzuſehen unvermögend ſind, aufgeführt 
werden, ſo iſt in dieſer Aufzählung nur eine Beiſpielsaufführung, nicht aber eine 
Einſchränkung des allgemeinen Satzes zu erſehen, „daß für diejenigen, welche ſich 
in Verhältniſſen befinden, derer wegen fie ihre Angelezenheiten jelbft zu beſorgen 


unfähig find“, ein Curator zu beftellen ift, wie dies der $ 269 a. b. G. B. vorſchreibt. 


Bei der Aufnahme von Perſonen als Geiſteskranke in Irrenanſtalten kömmt 
es häufig vor, daß dieſer Aufnahme eine gerichtliche Conſtatirung der Geiſtesſtörung 


nicht vorausgegangen iſt, ſondern erſt nachträglich, oft erſt nach längerer Zeit erfolgt. 


Solche Perſonen aber befinden ſich thatſächlich von dem Augenblicke an, als fie in 


das Irrenhaus gebracht find „in Verhältniſſen, derer wegen fie ihre Angelegenheiten 
ſelbſt gehörig zu beſorgen unfähig ſind“, ſie haben von dieſem Augenblicke den vollen 
Anſpruch auf den beſonderen Schutz des Geſetzes, der zunächſt ſich in der Beſtellung 
eines Curators für ihre Perſon und ihr allfälliges Vermögen § 282 a. b. G. B. 
wirkſam zeigt, und alfo in allen ſolchen Fällen im $ 21 und 269 a. b. G. B 
begründet erſcheint. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Curatelsbeſtellung noch nicht „wegen erwieſener 
Geiſtesſtörung“ (§ 270 a. b. G. B.) erfolgen und verlautbart werden kann, ſo lange 
die Geiſtesſtörung nicht gerichtlich conſtatirt iſt; es iſt alſo dieſe Curatelsbeftellung 
eine ſolche, welche erfolgt und auch wohl nur in dieſer Richtung veröffentlicht werden 
könnte, „weil der Curande der eingetretenen Verhältniſſe wegen nicht im Stande 
iſt feine Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu beſorgen“. 

Sobald aber die gerichtliche Conſtatirung des Vorhandenſeins der Geiſtesſtörung 
vorliegt, hat das Gericht die Curatelbeſtellung wegen der erwieſen vorhandenen 
Geiſtesſtörung (Wahnſinn, Blödſinn u. f. w.) ſofort einzulei en und ſodann hat 
ftatt der früheren nach $ 269 a. b. G. B. eingeleiteten Curatel jene des § 270 a. b. 
G. B. einzutreten, und es werden dann auch die Vorſchriften wegen weiterer Ver⸗ 
lautbarung der Curatelsverhängung und der im § 184 des faif. Patentes vom 9. 
Auguſt 1854 vorgeſehenen beſonderen Verſtändigung des Notars zum Vollzuge gelan- 
gen. Den zur Amtshandlung wegen Conſtatirung der Geiſtesſtörung der in eine 
Irrenanſtalt gebrachten Perſonen berufenen Gerichten wird im Sinne des Geſetzes 
obliegen, dieſer Amtshandlung ihre vollſte Aufmerkſamkeit zuzuwenden, und ſich ber 
fähigter Commiſſionsleiter und erprobter, vollkommen befähigter und gewiffenbafler 
Experten zu bedienen, jede Verſchleppung der diesfälligen Erhebungen hintanzuhalteu, 
und ſofort nach erfolgter Conſtatirung der Geiſtesſtörung das weiter Erforderliche 
einzuleiten, im entgegengeſetzten Falle aber dafür zu ſorgen, daß der Curande ohne 
Verzug wieder in den vollen Gebrauch ſeiner bürgerlichen Freiheit verſetzt werde. 

Da es häufig vorkommt, daß Experte wiederholte Beobachtungen und ſomit 
Aufſchub ihres Gutachtens verlangen, beſonders wenn ſie die Geiſtesſtörung für 
heilbar erachten, ſo iſt von den Gerichten mit aller Energie zunächſt auf den Aus⸗ 
ſpruch, ob die angebliche Geiſtesſtörung wirklich vorhanden ſei, zu dringen, und 
jeder nicht als unvermeidlich ſich darſtellende Aufſchub in dieſer Beziehung hint⸗ 
anzuhalten. 

Für weitere und wiederholte Beobachtungserſtreckungen zum Zwecke des Aus⸗ 
ſpruches über die Heilungsmöglichkeit läßt ſich zwar in vorhinein ein Ter⸗ 
min nicht beſtimmen, es wird jedoch Aufgabe des Gerichtes ſein, auch hier auf 
thunllchſte Beſchleunigung zu dringen, grundloſen Verſchleppungeu enigegenzutreten 
und endlich zum Zwecke des Gebrauches für das Pfleggericht und den Curator darauf 
zu ſehen daß da‘ Gutachten der Experten über die Heilungsmöglichkeit in möglichſt 
beſtimmter und klar verſtändlicher Weiſe abgegeben werde. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 6. Mai 1874, 3. 5805 an die k. k. Ober. 

landesgerichts-Prüſidien und Oberſtaatsanwaltſchaften in Wien, Prag, Graz, Brünn, 

Innsbruck und Trieſt, betreffend die Frage, ob der gerichtliche Ausſpruch über die 

Zulüſſigkeit der Abgabe in die Zwangsarbeits-Auſtalt nur gegen Landesangehörige 
ergehen könne. 


In einem an das Juſtizminiſterium gelangten Berichte einer Statthalterei 
über die Handhabung des Geſetzes gegen Arbeitsſcheue und Landſtreicher vom 10. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 108 findet ſich die Mittheilung, daß viele Gerichte die Zuläſſigkeit 
der Abgabe in eine Zwangsarbeits⸗Anſtalt nur gegen Landesangehörige aussprechen zu 
dürfen glauben, weil nach dem Statute der Zwangsarbeits-Anſtalt des betreffenden 
Landes die Landesangehörigkeit eine Bedingung zur Aufnahme in dieſelbe iſt. 

Das Juſtizminiſterium iſt zwar nicht in der Lage zu prüfen, in wie weit die 
ergangenen Urtheile die Vorausſetzung dieſer Anſicht rechtfertigen, hält es aber für noth⸗ 
wendig, der letzteren eutgegenzutreten und darauf hinzuweiſen, daß der § 13 des 
gedachten Geſetzes eine derartige Beſchränkung nicht enthält und dem Gerichte nur den 
Aueſpruch über die Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeils-Anſtalt 
überträgt. Die wirkliche Verhängung und Vollziehung der für zuläſſig erkannte n 
Anhaltung ſteht nach § 15 den politiſchen Landesbehörden zu, deren Sache es iſt, ſich 
hiebei die organiſatoriſchen Beſtimmungen über die einzelnen Zwangsarbeits⸗Anſtalten 
gegenwärtig zu halten. 

Wenngleich die Zwangsarbeits- und Beſſerungsanſtalten in der Regel für Ange⸗ 
hörige des Landes, wo ſie ſich befinden, oder derjenigen Länder, deren Vertretungen ſich 
über die gemeinſchaftliche Benützung der betreffenden Anſtalt geeinigt haben, oder für 
ſolche Ind piduen, deren Heimatszuſtändigkeit noch nicht ſichergeſtellt iſt, beſtimmt find, 
fo macht doch der Beſtand ſolcher Anſtalten für die Länder Ober- und Niederöſterreich, 
Salzburg, Tirol und Vorarlberg, Steiermark, Kärnten, Krain und das Küſtenland, 
endlich für Böhmen, Mähren, Schleſien es ausführbar, daß bei Verurtheilten, bei denen 
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eine der obigen Vorausſetzungen nicht zutrifft und die insbeſondere zwar nicht dem 
Lande, wo die Verurtheilung ſtattfindet, aber doch einem der vorbenannten Läuder 


angehören, die Zuläffigfeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen 
werde. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Cilli Med. Dr. Joſeph 
Neckermann das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Ludwig Jo ſeck in Rann das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph- Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes beklei⸗ 
deten Statthaltereirathe Karl Ritter v. Re ichenbach bei deſſen Penſionirung die 
A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath der nied. öſterr. Finanzprocuratur Dr. Wilhelm Leddihn 
zum Sectionsrathe extra statum im Handetsminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Franz Schwarz zum Statt⸗ 
haltereirath und Referenten für die Schulangelegenheiten von Trieſt, Görz und 
Iſtrien ernannt. 8 

Seine Majeftät haben dem Vorſtande des Poſtfach⸗Rechnungsdepartements 
im Handelsminiſterium, Sectionsrathe Franz Hanke den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Kre Wenzel Hauſer das 
ſilberne Verdienftkrenz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Dr. Ferdinand Edlen v. Blumfeld 
zum Miniſterialrath im ſyſtemiſirten Stande des Ackerbauminiſteriums, ferner den 
Concipiſten der Direction der Güter des Bukowiaaer griech. ⸗orientaliſchen Religions- 
fonds Johann Reſſek zum Miniſterialſecretär extra statum im ſelben Miniſterium 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den mit Titel eines Baurathes bekleideten 
Oberingenieur Michael Gillhuber zum Baurathe für den Staatebaudienſt in Dal⸗ 
matien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanz- Obercommiſſäre Joſeph Ozlberger und 
Heinrich Syrowy zu Finanzſecretären und den Finanzeommiſſär Karl Witzels⸗ 
berger zum Finanz Obercommiſſär für den Bereich der Finanzdirection in Linz 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Franz v. Battiſtich und den 
Statthaltereiſecretär Richard Beden zu Finanzräthen; den Finanz- Obercommiſſär 
Thomas Giurovich zum Finanzfecretär und den Finanzeommiſſär Joſeph Goſetti 
zum Finanz⸗Obercommiſſär in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Landeszahlamtes in Czernowitz 
Jacob Lederer zum Zahlmeifer bei dieſer Caſſe ernannt. 

Der Haudelsminiſter hat die neuſyſtemiſirte Stelle eines Telegrapheninſpectors, 
als Vorſtaudes der Telegraphen⸗Hauptſtation in Prag, dem mit Titel und Charakter 
eines Telegrapheninſpectors bekleideten Oberamtsverwalter Valentin Kaes bad 
in Prag verliehen. 


Erledigungen. 


Statthaltereiconcipiſtenſtelle in Mähren mit der zehnten Rangsclaſſe und 
mehrere Conceptspraktican:enſtellen mit je 500 fl. Adjutum, bis 20. Juni. (Amtes 
blatt Nr. 110). — 

Bibliothekarsſtelle an der Univerſiſäts. Bibliothek in Innsbruck, ſechste Rangs⸗ 
eclafje mit 1800 fl. Jahresgehalt, Quinquennalzulage und Activitätszulage von 400 fl. 
bis 13. Juni. (Amtsbl. Nr. 110). 

Fünf Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit 600 fl. Gehalt und 
nor malmäßiger Activitätszulage gegen Caution bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 110). 

Primararztesſtelle beim Wiener allgem. Krankeuhauſe mit 1200 fl. Gehalt 
und 3 Sexennalzulagen à 200 fl., Cuartiergeld von 350 fl., bis Ende Mai. (Amtsbl. 
Nr. 112). 

Mehrer Dfficialäftellen bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in 
der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Aſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe, bis 8. 
Juni. (Amtsbl. Nr. 114.) N a 

Adjunctenſtelle beim ſteiermärkiſchen landſchaftlichen Münz- und Antiken-⸗Ca⸗ 
binete mit 700 fl. Gehalt und 20percentigem Theuerungsbeitrage, bis Ende Junt. 
(Amtsblatt Nr. 115.) 

Revidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe beim Rechnungsdepartement der 
Finanz. Landesdirection in Graz, eventuell eine Rechnungs-⸗Officialsſtelle in der zehn, 
ten oder eine Rechnungs-⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Juni 
(Amtsbl. Nr. 116.) 

Caſſeofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Bergdirections⸗ und 
Hauptwerkscaſſe in Przibram, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 117.) 

Caſſiersſtelle beim Hauptzollamte in Wien in der neunten Rangäclaffe, even⸗ 
tuell Officialsſtelle in der zehnten oder eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution bis 25. Juni. (Amtsblatt Nr. 118.) 

Aushilfsbeamtenſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Hernals mit monate 
licher Entlohnung von 50 bis 55 fl., bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 118.) . 

Oberinſpectors⸗ und 2 Inſpectorenſtellen bei ver Generalinſpection der öſterr. 
Eiſenbahnen, erſtere mit der ſechsten Rangsclaſſe, dem Gehalte von 2800 fl., der 
Activitätszulage von 800 fl. und einer Dienſteszulage jährlicher 1200 fl. die beiden 
letzteren mit der fiebenten Rangsclaſſe, dem Gehalte von 2000 fl., der Activitätszulage 
von 700 fl. und einer Dienſteszulage jährlicher 1000 fl., bis 7. Juni. (Amtsblatt 
Nr 118. 

Qareftreſiele bei der dalmatiniſchen Statthalterei mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis 6. Juni. (Amtsblatt Nr. 118.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


